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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. März 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über das deutsch-französische Forschungsinstitut Saint-Louis 

— Drucksache 551 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 48. Sitzung 
vom 6. November 1958 den Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 31. März 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik über das deutsch-französische Forschungs- 
institut Saint-Louis — Drucksache 551 — dem Aus- 
schuß für Verteidigung federführend, dem Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheitein und dem 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Die 
Ausschüsse für Verteidigung und für auswärtige 
Angelegenheiten haben sich in einer gemeinsamen 
Sitzung mit dem Gesetz befaßt; ebenso hat der 
Rechtsausschuß das Gesetz in einer Sitzung beraten. 


I. Allgemeines 

Das Forschungsinstitut Saint-Louis, gelegen im 
Elsaß nahe der Dreiländerecke Deutschland-Frank- 
reich- Schweiz, war ursprünglich eine deutsche Ein- 
richtung mit Sitz in Deutschland. Es handelte sich 
um das Ballistische Institut der Techn. Akademie der 
Luftwaffe in Berlin- Gatow. Dieses Institut wurde 
gegen Kriegsende nach Württemberg verlegt, un- 
mittelbar nach dem Krieg durch die Französische 
Republik als Kriegsbeute übernommen und in Saint- 
Louis neu auf gebaut. Verwaltungsmäßige und wis- 
senschaftliche Direktion liegen seither in Händen 
eines französischen Militär-Ingenieurs. Die wissen- 
schaftlichen Arbeiten obliegen im wesentlichen den 
etwa 100 früheren deutschen Angehörigen des In- 
stituts, die mit übernommen worden sind. 

Aufgabe des Instituts sind die Grundlagenfor- 
schung im Bereich der Ballistik und Aerodynamik 
sowie wissenschaftliche Untersuchungen und Vor- 
entwicklungen auf dem Gebiete des Waffen Wesens 


bis zur sogenannten Null-Serie -einschließlich. Auf- 
gabe, Einrichtung und Arbeitsgebiete der wissen- 
schaftlichen Mitarbeiter und die finanziellen Zu- 
wendungen an das Institut schließen eine Befassung 
mit kernphysikalischen Problemen aus, wie denn 
auch das ballistisch-aerodynamische Arbeitsgebiet 
mit dem der Kernphysik nichts zu tun hat. 

Befürchtungen der SPD, die im federführenden 
Ausschuß gegenteilige Bedenken erhoben hatte und 
darauf hin wies, daß der Vertragsentwurf als solcher 
eine derartige Beschränkung nicht beinhalte, wurde 
von seiten der Mehrheit entgegengehalten, daß der 
Bundesminister für Verteidigung im Verteidigungs- 
ausschuß des Bundesrates eine Frage, ob in Saint- 
Louis auch atomare Forschung betrieben werde, mit 
einem klaren Nein beantwortet habe. Im Verteidi- 
gungsausschuß des Bundestages hat der Staatssekre- 
tär im Bundesverteiidigungsministerium diese Stel- 
lungnahme seines Ministers erneut bekräftigt. 

Die Formulierung „Gebiet des Waffen Wesens" be- 
deutet nicht, daß die Arbeiten des Instituts sich auf 
alle Bereiche des Waffenwesens erstrecken, viel- 
mehr erstrecken sie sich nach den Gegebenheiten 
des Instituts Lediglich auf den ballistisch-aerodyna- 
mischen Teil. Es handelt sich nicht um den Versuch, 
in der Form eines solchen Instituts die in den WEU- 
Verträgen übernommenen Bindungen zu umge- 
hen. Die Arbeiten des Instituts werden im Rahmen 
seiner Aufgaben betrieben, während die wirtschaft- 
liche Auswertung der Forschungsergebnisse nicht 
Sache des Instituts ist. Die Forschungsergebnisse 
militärischer Art stehen den Vertragspartnern 
kostenlos zur Verfügung. Ansonsten übernimmt das 
Gemeinschafts-Institut auch entgeltliche Forschungs- 
aufträge der Partner, 
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Das Institut soll in der Rechtsform einer juri- 
stischen Person öffentlichen Rechts begründet wer- 
den, und zwar so, daß es diese Rechtspersönlichkeit 
im Rechtsgebiet beider Vertragspartner besitzt. Die 
ursprüngliche Absicht, das Gemeinschafts-Institut im 
Rahmen eines bloßen Regierungsabkommens zu be- 
gründen und so den Beitritt weiterer Partner za er* 
leichtern, scheiterte an den Vorschriften des fran- 
zösischen Rechts über die Übertragung von Ver- 
mögenswerten an derartige Gesellschaften, wofür 
die Rechtspersönlichkeit Voraussetzung ist. Abgese- 
hen von allgemeinen politischen Gesichtspunkten 
ist die Begründung einer Rechtspersönlichkeit aber 
auch vom deutschen Rechtsstandpunkt aus wün- 
schenswert, weil durch die Transformierung des 
Vertrages in gleichzeitig innerdeutsches Recht eine 
befriedigendere Lösung der personal- -und sozial- 
rechtlichen Probleme (z. B. Verbeamtung der wis- 
senschaftlichen Mitarbeiter, sozialversicherungsmä- 
ßige Sicherstellung der Angestellten) ermöglicht 
wird. 

Die Organisation des Instituts sieht die Bestel- 
lung eines Verwaltungsrates und zweier gleichge- 
stellter Direktoren, nämlich eines Verwaltungsdirek- 
tors und eines wissenschaftlichen Direktors vor. 
Wissenschaftlicher Direktor soll der deutsche Pro- 
fessor Schardin werden, der bis 1945 Leiter des 
Instituts war und seit 1945 Leiter des deutschen 
wissenschaftlichen Mitarbeiterstabes ist. Der Ver- 
waltungsrat wird sich aus je drei deutschen und 
französischen Regierungsvertretern zusammenset- 
zen. Es ist insoweit in jedem Falle der Grundsatz 
der Parität gewahrt. Ein wissenschaftlicher Beirat, 
dessen Mitglieder ehrenamtlich tätig sind, wird als 
unselbständiges Organ dem Verwaltungsrat ange- 
gliedert. 

Zahl und Art der Organe gewährleisten einen 
einfachen Ve rwal tungsauf bau . 


Die finanziellen Leistungen der beiden Vertrags- 
partner bemessen sich so, daß die Bundesrepublik 
Deutschland einen Kapitalbetrag einbringt, der mit 
einer Höhe von 5 bis 6 Millionen DM den vom 
französischen Partner eingebrachten Vermögenswer- 
ten entspricht, die z. Z. zum Institut gehören. Dar- 
über hinaus weiden die laufenden Betriebskosten 
von schätzungsweise jährlich 8 bis 10 Millionen von 
den Partnern je zur Hälfte getragen. 

Einwendungen der SPD, daß die ursprünglich 
deutschen Vermögenswerte mindestens als gemein- 
sam eingebracht betrachtet werden sollten, wurde 
von seiten der Bundesregierung mit dem Hinweis 
begegnet, daß es sich nach völkerrechtlichen Grund- 
sätzen einwandfrei um Kriegsbeute und damit um 
nunmehr französisches Eigentum handele, worauf 
der franzö siche Partner beharre. 

Das außenpolitische Gewicht des Abkommens über 
das Institut Saint-Louis ergibt sieb aus der allge- 
meinen Bedeutung der deutsch-französischen Bezie- 
hungen und insbesondere der rüstungspolitischen 
Abmachungen zwischen der Bundesrepublik und 
Frankreich. Der mitberatende Ausschuß für auswär- 
tige Angelegenheiten hat deswegen gegen den Ge- 
setzentwurf keine Bedenken erhoben. 

Ebenso hat der Rechtsausschuß von der recht- 
lichen Seite her keine Einwendungen erhoben. In 
der Schluß ab Stimmung hat der Ausschuß für Ver- 
teidigung dem Gesetzentwurf mit allen Bestim- 
mungen und Anlagen gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der sozialdemokratischen Fraktion zuge- 
stimmt. 

II. 

Für die Einzelbestimmungen werden keine Ände- 
rungen vorgeschlagen. Bezüglich ihres Inhalts wird 
auf die Begründung des Regierungsentwurfs ver- 
wiesen. 


Bonn, den 27. November 1958 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 551 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 27. November 1958 

Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Dr. Kliesing (Honnef) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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